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Gerhard Bartz

Editorial

Gerhard Bartz

Liebe Mitglieder, 
liebe Leserinnen und Leser,

unsere politischen Vertreter le-
ben in zwei Welten: In der ei-
nen, spirituell geprägten Welt hält 
man schöne Reden von Paradig-
menwechseln, schreibt man tolle 
Aufsätze, unterschreibt man Be-
hindertenrechtskonventionen der 
Vereinten Nationen und fühlt sich 
gut dabei.

In der anderen, realen Welt da-
gegen ist man nach wie vor da-
von überzeugt, dass man „die 
Gesellschaft“ vor „überzogenen“ 
Ansprüchen behinderter Men-
schen schützen muss. Hier ist der 
Grundgedanke der Behinderten-
rechtskonvention noch nicht in das 
Bewusstsein der Menschen ange-
kommen. Nach wie vor hat man 
dort nicht verstanden, dass die Fa-
milie, Nachbarschaft und andere 
nahestehende Personen nicht für 
die Bedarfe zur Verfügung stehen, 
wie sie Menschen mit Assistenzbe-
darf nun mal brauchen. 

Das gilt auch für die fi nanzielle 
Mithaftung. Eltern im hohen Alter 
müssen plötzlich „Unterhalt“ für 

ihre Eingliederungshilfe beziehen-
den Kinder bezahlen, selbst wenn 
diese auch schon der Rente nahe 
sind. Um hier keine Begehrlichkei-
ten der „Kinder“ zu wecken, wird 
deren Anspruch sofort auf den So-
zialleistungsträger von Gesetz we-
gen abgetreten. Behinderte Men-
schen mit Assistenzbedarf fi nden 
kaum Lebenspartner, da diese so-
fort personell und fi nanziell in Mit-
haftung genommen werden. Solan-
ge man in Deutschland erst mal arm 
werden muss, um als behinderter 
Mensch Unterstützung für die As-
sistenz zu erhalten, wird damit der 
Beweis angetreten, dass es einfach 
entgegen allen anderen Beteuerun-
gen am Bewusstsein mangelt. 

Dass es nach wie vor auch Kos-
tenträger gibt, die ständig bemüht 
sind, unsere Bedarfe herunter zu 
diskutieren, ist die andere Seite der-
selben Medaille. Wie kann ein Bü-
rokrat am Schreibtisch mir erzäh-
len, dass mein Wunsch in Freiheit 
zu leben, überzogen sei? 

Als Gipfel der Dreistigkeit dann 
die Aussage, dass dieser Bedarf zu 
hoch und der „Gesellschaft“ nicht 
zuzumuten ist. Dass er sich dabei 
auch noch auf ein Schreiben eines 
Staatssekretärs beruft, zeigt, was 
die Bundesregierung von unseren 
Menschenrechten hält.

Bei unserer Mitgliederversamm-
lung am 16. April in Behringen 
stellt sich der gesamte Vorstand 
wieder zur Wahl. Wir werden zu-
dem beantragen, dass die bishe-
rige Zahl der Beisitzerinnen und 
Beisitzer von sechs auf neun erhöht 
wird. Ständig wachsende Aufga-
ben in der Vorstandschaft machen 
diese Ausweitung erforderlich. Da-
bei sind wir glücklich, mit unserem 
Beratungs-Netzwerk auf einen en-
gagierten und sachkundigen Kreis 

von Mitgliedern zurückgreifen zu 
können. Aus diesem Netzwerk ha-
ben wir auch die Kandidaten des 
Vorstandes für die Erweiterung 
„rekrutiert“. 

Die Kolleginnen und Kollegen 
des Beratungsnetzwerkes sind seit 
kurzem per eMail direkt erreichbar. 

Wir haben einen rasant gestiege-
nen Beratungsbedarf zu verzeich-
nen. Grund hierfür ist auch, dass 
sich anscheinend sehr viele Kosten-
träger dazu entschlossen haben, das 
Persönliche Budget durch hohe Ver-
waltungshürden in ihrem Bereich 
wieder abzuschaffen. In manchen 
Regionen versucht man ein Budget 
zu installieren, bei dem in der Ziel-
vereinbarung der Nachweis in Form 
bisher bekannter Spitzabrechnung 
zu fi nden ist. Auch andere Absur-
ditäten lassen nur den Schluss zu, 
dass das Persönliche Budget torpe-
diert werden soll. Großstädte rüh-
men sich damit, noch kein einziges 
Budget abgeschlossen zu haben. 
Andernorts ist man nur bereit, ein 
Budget abzuschließen, wenn die 
örtliche Pfl egekasse die Pfl egegeld-
leistung in Höhe der Pfl egesachleis-
tung herausrückt. Nachdem dies 
nun schon dort funktioniert hat, ist 
zu erwarten, dass dieses Beispiel 
Schule macht. Bezeichnenderweise 
wurden ähnliche Ansinnen, die von 
unserer Seite ausgegangen sind, 
strikt als ungesetzlich abgelehnt.

Dieser enorm gestiegene Bera-
tungsbedarf zwingt uns, Einsparmög-
lichkeiten zu suchen (s. Seite 69).

Im Dezember letzten Jahres ha-
ben wir eine Strafanzeige gegen ei-
nen Landrat und einige seiner Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter auf 
den Weg gebracht. Seine Verwal-
tung hatte einen gutachterlich be-
stätigten Rund-um-die-Uhr-Assis-

 „Ehe und Familie stehen unter dem besonderen Schutze der staatlichen Ordnung.“
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Editorial / Einladung zur Hauptversammlung 2011

tenzbedarf auf ca. sechs Stunden 
gekürzt und das Gutachten eines 
renommierten Mediziners als über-
zogen abgetan. Der Landrat hat vier 
Versuche von uns, ihn auf das unge-
setzliche Verhalten seiner Behörde 
aufmerksam zu machen, ignoriert. 
Wir erwarten von der zuständigen 

Staatsanwaltschaft, dass sie die Ge-
setzesverstöße erkennt und zur An-
klage bringt. 

Wir hoffen, dass wir im nächsten 
Heft den Entwurf unseres Gesetzes 
zur Sozialen Teilhabe präsentieren 
können. 

Bis dahin wünschen wir Ihnen 
einen wunderschönen Frühling!

Ihr 

Gerhard Bartz, Vorsitzender

 „Ehe und Familie stehen unter dem besonderen Schutze der staatlichen Ordnung.“
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Forderung nach einem Gesetz zur Sozialen Teilhabe
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Forderung nach einem Gesetz zur Sozialen Teilhabe


